
Nürnberg (dpa) – Die wachsende Kauf-
kraft älterer Menschen zwingt den Han-
del zum Umdenken, sagte der Geschäfts-
führer der GfK-Tochter GfK Panel Ser-
vices Deutschland, Wolfgang Adlwarth,
der dpa. So müssten Unternehmen stär-
ker für persönliche Beratung sorgen.
Beim Fernseher-Kauf ließen sich bei-
spielsweise 51 Prozent der über 60-Jähri-

gen das Gerät nach Hause liefern, 42 Pro-
zent sogar vom Händler installieren. Adl-
warth geht von einer „Renaissance des
Facheinzelhandels und der Kaufwaren-
häuser“ aus, die in den vergangenen Jah-
ren zunehmend unter den Druck der Dis-
countmärkte geraten seien.  Foto: ddp

Dresden/Berlin (dpa) – Die Bundesregie-
rung hat noch nicht über einen Antrag
des Herstellers AMD zum Export von
Produktionstechnik für Mikroprozesso-
ren aus Dresden entschieden. Das sagte
ein Sprecher des Bundeswirtschaftsmi-
nisteriums am Samstag. Das Nachrich-
tenmagazin Der Spiegel berichtet indes-
sen unter Berufung auf das Kanzleramt,
dass Berlin dem umstrittenen Technolo-
gie-Transfer zugestimmt habe. Bei den
Gütern handelt es sich um „Dual-Use“
-Produkte, die sowohl zivil als auch mili-
tärisch genutzt werden können. Angeb-
lich droht AMD mit der Verlagerung gro-
ßer Teile der Produktion nach Singapur.

Berlin (dpa) – Bundeskanzler Schröder
(SPD) hat Forderungen nach Trennung
von Netz und Betrieb der Deutschen
Bahn im Zuge einer Privatisierung zu-
rückgewiesen. „Die vollständige Tren-
nung von Netz und Betrieb ist nicht Vo-
raussetzung für einen funktionierenden
Wettbewerb“, sagte Schröder dem Mit-
gliedermagazin der Gewerkschaft Trans-
net inform. Mit der neuen Regulierungs-
behörde gäbe es außerdem weitere Kon-
trollmöglichkeiten. Die Debatte um eine
Abtrennung des Schienennetzes vom
DB-Konzern hatte in jüngster Zeit wie-
der Fahrt aufgenommen.

Die Schmiergeld-Affäre bei Volks-
wagen zeigt nach Ansicht der Berli-

ner Korruptionsexpertin Birgit Galley,
dass die Kontrollmechanismen deut-
scher Unternehmen enorme Schwä-
chen haben. „Was da bislang an Unge-
reimtheiten bei VW herausgekommen
ist, ist ganz sicher nur die Spitze des Eis-
berges“, sagt Galley, die seit mehr als
zehn Jahren als internationale Betrugs-
ermittlerin arbeitet. „Solch ein System
entsteht nicht über Nacht, das muss
sich über Jahre hinweg entwickelt ha-
ben.“ Offensichtlich habe VW „Proble-
me gehabt, die Schwachstellen im eige-
nen Unternehmen zu erkennen“.

Die Wirtschaftsprüfer von KPMG
einzuschalten, sei richtig gewesen.
„Doch das, was KPMG jetzt macht, hät-
te VW schon seit Jahren selbst tun müs-
sen“, sagt die Direktorin des neu ge-
gründeten Institute Risk & Fraud Ma-
nagement der Steinbeis-Hochschule in

Berlin. „Ein Unternehmen braucht ein
Kontrollsystem, eine Abteilung, die zu-
nächst prüft, welche Stellen besonders
anfällig für unsaubere Handlungen
sind.“ Ihrer Erfahrung nach sind das
vor allem Einkaufs- und Verkaufsabtei-
lungen sowie die Vertragsabteilungen,
in denen „nur wenige Augen arbeiten“.

Die Stellen müssten regelmäßig kon-
trolliert werden, und zwar transparent
– „damit die Mitarbeiter wissen, dass
sie unter Beobachtung stehen“, sagt
Galley. Das sei auch in deren Sinne,
schließlich werde so auch deutlich, wer
seine Arbeit gut und sauber erledige.
„Es geht auch darum, das lautere Ma-
nagement zu schützen.“ Weiter emp-
fiehlt Galley die turnusmäßige Verset-
zung von Mitarbeitern, vor allem sol-
cher, die Verträge verhandeln.

Unternehmen sollten eine Anlaufstel-
le anbieten, an die sich Mitarbeiter wen-
den können. Das müsse eine Person

sein, „die außerhalb der Hierarchie
steht und die der Schweigepflicht un-
terliegt“. „Wenn es bei VW Eigenbele-
ge gegeben hat, wurde das garantiert
im Sekretariat oder in der Buchhaltung
bemerkt“, sagt Galley. „Aber was nützt
diese Info, wenn der Betreffende nicht
weiß, an wen er sich wenden soll?“ Ein
Unternehmen müsse „ethisches Verhal-
ten nicht nur vorgeben, sondern auch le-
ben“, sagt Galley. Kontrollmechanis-
men seien im ureigenen Interesse der
Wirtschaft. „Der Schaden, der andern-
falls entstehen kann, ist unermesslich.“
Denn es gehe ja nicht nur um das zu viel
gezahlte Geld, sondern vor allem um
den Image-Verlust – auch innerhalb
des Unternehmens. „Der einfache Ar-
beiter bei VW wird sich jetzt doch fra-
gen, warum er nicht mal einen Schei-
benwischer für sein Auto mitnehmen
darf, wenn die da oben solche Dinger
machen.“  Daniela Kuhr

Hannover (dpa) – Die VW-Affäre hat die
IG Metall nach Ansicht eines Gewerk-
schaftsforschers in eine Vertrauenskrise
gestürzt. Dem Ansehen der Gewerk-
schaft habe vor allem geschadet, dass sie
vom Rücktritt des Betriebsratsvorsitzen-
den Klaus Volkert überrascht worden
sei, sagte Michael Vester von Institut für
politische Wissenschaft in Hannover
„Die waren vor Entsetzen gelähmt.“ Um
die Vertrauenskrise zu reparieren, müss-
ten Betriebsräte Gehälter und Vergünsti-
gungen offen legen. „Wir brauchen glä-
serne Taschen, wenn man das bei den Ma-
nagern verlangt, muss das auch für Ge-
werkschafter und Betriebsräte gelten.“

München (dpa) – Bayerns IG-Metall-
Chef Werner Neugebauer hat den anhal-
tenden Druck zu längeren Arbeitszeiten
ohne Lohnausgleich beim Wälzlagerher-
steller Schaeffler heftig kritisiert. Unter-
nehmenschef Jürgen Geißinger habe erst
vor wenigen Monaten Beschäftigungsver-
einbarungen mit den Betriebsräten und
der IG Metall abgeschlossen, die auf der
Grundlage der 35-Stunden-Woche ba-
sierten und den Erhalt der Arbeitsplätze
in Deutschland regelten, erklärte Neuge-
bauer. „Für die IG Metall hat es den An-
schein, als wolle sich Herr Geißinger um
die Einhaltung dieser Vereinbarungen he-
rum mogeln.“

„Auf Senioren einstellen“

Berlin prüft AMD-Antrag

Die deutsche Kautschukwarenindustrie
ist sehr stark an der Erzeugung von syn-
thetischem Kautschuk in Deutschland in-
teressiert, wurde in der GV der Continen-
tal Gummi-Werke AG, Hannover, er-
klärt. Der stürmische Preisanstieg von
Naturkautschuk auf den Weltmärkten
mache Preiserhöhungen für Gummiwa-
ren unvermeidlich.  SZ vom 11. Juli 1955

Kautschuk bleibt nach Expertenein-
schätzung teuer, denn die Nachfrage
nach Kautschuk ist hoch. Der Preis für
das Naturprodukt richtet sich nach dem
für synthetischen Kautschuk. Da dieser
aus Öl gewonnen wird, sind die Notie-
rungen hoch. Nach ersten Schätzungen
wird der Welt-Kautschukverbrauch
2005 um 5,6 Prozent auf 8,72 Millionen
Tonnen zunehmen, die Produktion dage-
gen um kaum mehr als 1,7 Prozent auf
8,78 Millionen Tonnen. Eine große Rolle
bei der kräftig steigenden Nachfrage
nach Kautschuk spielen China und In-
dien. Der Anteil von Synthesekautschuk
an der Deckung des Weltkautschukbe-
darfs schwankt in der Regel zwischen 60
und 70 Prozent. Lag dessen Anteil an
der Weltproduktion 1938 noch bei einem
Prozent, stieg er bis 1973 auf 67 Prozent
an.  alho

„Der Schaden ist unermesslich“
Die Betrugsermittlerin Birgit Galley über Schwächen in den Kontrollsystemen deutscher Firmen

Transparenz für IG Metall

Von Verantwortung ist oft und überall
die Rede. Meist ist man sich darin ei-

nig, dass es ein Einziger sein soll, der die
Verantwortung bekommt, weil diese an-
geblich nicht teilbar ist. Geteilte Verant-
wortung ist keine Verantwortung – die-
ser Spruch grassiert in den Unterneh-
men. Wer genauer nachfragt, wozu denn
nun diese ungeteilte und umfassende Ver-
antwortung gut sein soll, bekommt rela-
tiv schnell die Auskunft, dass man dann,
wenn etwas schief geht, genau weiß, wer
daran Schuld hat. Spätestens jetzt gera-
ten zwei Begriffe in unmittelbare Nach-
barschaft, die sich eigentlich gegenseitig
ausschließen: Verantwortung und
Schuld. Wer beides mischt, kommt in
Teufels Küche. In genau dieser befinden
sich jedoch viele Unternehmen.

Zunächst zur gedanklichen Klarstel-
lung: Verantwortung hat einen Wesens-
bezug zum Phänomen „Lernen“. Ohne
Verantwortung findet kein Lernen statt,
da Lernen darauf beruht, die Wirkungen
von Ursachen auszuwerten. Wenn nie-
mand Ursache, sprich verantwortlich,
war, kann auch niemand etwas aus der
Wirkung lernen. Schuld hat dagegen ei-
nen Wesensbezug zum Phänomen „Feh-
ler“. Fehler bedürfen einer Norm, gegen-
über der jemand abweicht. Das Richtige
muss also bekannt sein. Der Fehler ist
die Störung des Richtigen, folglich uner-
wünscht und lästig.

Wenn nun Verantwortung gesagt
wird, aber Schuld gemeint ist, dann ist
derjenige, der Verantwortung über-
nimmt, gleichzeitig immer auch derjeni-
ge, der die Rolle des späteren Sünden-
bocks innehat. Denn wenn Schuldfragen
im Gewande von Verantwortungsgerede
im Mittelpunkt der Unternehmenskultur
stehen, dann werden zwar die Schuldi-
gen identifiziert, die Probleme jedoch
häufig nicht gelöst. Auch das Lernen ent-
fällt: Meist sind alle bereits zufrieden,
wenn der Sündenbock präsentiert wor-
den ist. In einem solchen Unternehmen
wird häufig den Verantwortlichen die Rü-
ckendeckung von oben entzogen, sobald
Dinge nicht in die gewünschte Richtung
laufen. Der Verantwortliche ist bei ei-
nem Misserfolg allein und wird zum so
beliebten Bauernopfer.

Eine derartige Unternehmenskultur er-
zeugt Angst und eine systematische
Flucht vor Verantwortung. Wer der Ver-
antwortung nicht entkommen kann, be-
schäftigt sich während der Arbeit damit,
die Argumente zur eigenen
Verteidigung und die Indi-
zien für die Schuld von an-
deren zu sammeln.

Manche Unternehmen leben so in ei-
nem permanenten Gerichtsfilm, in dem
sich Meetings in Gerichtssäle verwan-
deln, in denen Anklageschriften verlesen
und Verteidigungsplädoyers gehalten
werden. Alle sind damit beschäftigt, wer
als nächstes wieder „rund“ gemacht
wird. Riskante Entscheidungen

werden vermieden oder boykottiert. Das
kostet Unmengen an Zeit und Unsum-
men an Geld.

Aus diesem Grund muss sich das Ma-
nagement entscheiden: Wer Verantwor-
tung haben möchte, der darf die Bearbei-
tung von Schuldfragen nicht tolerieren
und schon gleich gar nicht selbst vorexer-
zieren. Wer es zulässt, dass Leute zu Sün-
denböcken gemacht werden, auch und ge-
rade dann, wenn sie Fehler gemacht ha-
ben, der entscheidet sich dafür, dass Ver-
antwortung gemieden und aus Fehlern
wenig gelernt wird. Anklagen, Bewerten
und Bestrafen – dieser Dreisatz der
schwarzen Pädagogik ist immer noch ein
Lieblingsspielzeug von Managern.

Schüler verlieren bei einem solchen
Umgang die Lust an der Schule. In Unter-
nehmen kostet diese Art der Führungs-
kultur richtig Geld und Zeit und führt
zwangsläufig zu einem Klima von Angst,
Misstrauen und Absicherung. Das ist
wahrlich kein Boden, auf dem Höchstleis-
tungen und Wettbewerbsfähigkeit wach-
sen. Wer dagegen auf Verantwortung
setzt, der begreift Fehler als Chance zum
Lernen für alle, nicht nur für den Verant-
wortlichen.

Die Rede von der lernenden Organisati-
on ist leicht zu schwingen. Es zu tun, ver-
langt von der Unternehmensführung die
Fähigkeit, Rahmenbedingungen zu schaf-
fen, in denen verantwortliche Menschen
sich ohne Scheu auch mit Fehlern zeigen.
Erforscht man, was Unternehmen oder
Abteilungen kennzeichnet, in denen sol-
che Bedingungen herrschen, dann
kommt man immer wieder zum gleichen
Ergebnis: An der Spitze führt ein Mana-
ger, der geistige Klarheit und Herzensbil-
dung in sich vereint hat. Fast immer han-
delt hier ein Mensch, der es für seine eige-
ne seelische Stabilität nicht braucht, an-
dere anzuklagen und ins Unrecht zu set-
zen.

Daraus lässt sich aber auch im Um-
kehrschluss lernen: Wer andere doof fin-
det, abwertet und beschuldigt, wer über
andere ablästert, der hat sich damit
gleichzeitig entschieden, dass in seinem
Umfeld kaum mehr gelernt wird, Verän-
derungen schwer werden und Verantwor-
tung gemieden wird. Jeder, der möchte,
könnte dieses einfache Kriterium nut-
zen, um zu prüfen, wie gekonnt er selbst
führt oder er geführt wird. Es ist eine heil-
same Übung, einen einzigen Tag mal mit-

zuzählen, wie viele Vorwürfe und
Beschuldigungen man in die
Welt setzt.
Einen effizienteren Weg,
sich selbst als Manager den
Spiegel vorzuhalten, findet
man so schnell nicht.

Der Autor ist Geschäftsfüh-
rer der Beratungsfirma Ei-
denschink&Partner und
des Coaching-Zentrums He-
phaistos in München.

Es war der spektakuläre Rückruf sei-
nes ehemaligen Erfolgsmedika-
ments Vioxx, der den amerikani-

schen Pharmakonzern Merck & Co in die
Schlagzeilen brachte. Jetzt muss sich das
Unternehmen einem ersten Gerichtsver-
fahren stellen. Der Schadensersatzpro-
zess wird an diesem Montag in Angleton
im amerikanischen Bundesstaat Texas
beginnen. Für Merck geht es um Milliar-
den Dollar. Der Konzern musste im Sep-
tember 2004 das Schmerzmittel Vioxx
mit einem Jahresumsatz von 2,5 Milliar-
den Dollar aus der Wirkstoffklasse der so
genannten COX-2-Hemmer wegen Herz-
infarkt- und Schlaganfallrisiken welt-
weit vom Markt nehmen.

Das Verfahren gegen Merck bringt
auch die amerikani-
sche Arznei- und Le-
bensmittelbehörde
FDA (Food and Drug
Administration) ins
Gerede, der vorgewor-
fen wird, oft vor der
mächtigen Pharmain-
dustrie eingeknickt
zu sein und die Ge-
sundheitsrisiken von
Medikamenten heruntergespielt zu ha-
ben. Inzwischen hat die FDA aufgrund
der massiven Kritik ihre Testverfahren
verschärft. Der kommissarische Chef Les-
ter Crawford versprach, dass die Behör-
de in Washington auch bereits zugelasse-
ne Arzneimittel nochmals einer strenge-
ren Prüfung unterziehen werde.

Allerdings lähmt ein Streit seit Wo-
chen die Arbeit der FDA. Zwar hat Craw-
ford die Unterstützung von Präsident
George W. Bush und der Mehrheit im
20-köpfigen Gesundheitsausschuss des
Senats. Doch in dem Anhörungsverfah-
ren zur Berufung des 67-Jährigen haben
sich die Senatorinnen Hillary Rodham
Clinton aus New York, Ehefrau des ehe-
maligen Präsidenten Bill Clinton, und
Patty Murray aus Washington gegen
Crawford gestellt.

Die beiden Politikerinnen wollen die
Ernennung blockieren, solange der künf-
tige FDA-Chef keine verbindliche Zusa-
ge zur Einführung der Verhütungspille
„Plan B“ als freiverkäufliches Medika-
ment gegeben hat. Crawford seinerseits
ist zu solchen Konzessionen nicht bereit
und beharrt auf seiner souveränen Ent-
scheidung. Konservative Abgeordnete
lehnen die „Plan B“-Pille ab, die inner-
halb von 72 Stunden eine Schwanger-
schaft verhindern kann. Sie fürchten,
dass das Medikament die Promiskuität
unter Jugendlichen fördert.

In Washington wird indes befürchtet,
dass der Streit um die Ernennung Craw-

fords die Arbeit der FDA bei der Zulas-
sung und Überprüfung von Medikamen-
ten noch auf Monate hinaus lähmen könn-
te. Die Behörde steht ohnehin unter star-
kem Druck der Lobbyisten. Die Zulas-
sung neuer Medikamente ist ein Balance-
akt zwischen Wirtschaftsinteressen und
den Belangen der Patienten.

Einerseits drängt die Industrie bei der
FDA auf raschere Genehmigung, weil
die Zeitspanne, in der ein Arzneimittel
hohe Gewinne abwirft, infolge der kürze-
ren Patentlaufzeiten eng bemessen ist.
Zum anderen basiert das gesamte Verfah-
ren auf einem fragwürdigen Übereinkom-
men: Die Industrie zahlt an die FDA
nach dem so genannten Drug User Fee-
Gesetz von 1992 Gebühren und Kosten

für klinische Prüfun-
gen und erhält im Ge-
genzug eine Zusage
über den reibungslo-
sen und unbürokrati-
schen Ablauf der Zu-
lassung. Damit ist die
FDA jedoch nach Mei-
nung von Kritikern in
Gefahr, der Pharma-
lobby mit Gefällig-

keitsgutachten zu sehr entgegenzukom-
men.

In keinem Land der Welt werden so vie-
le neue Medikamente auf den Markt ge-
bracht wie in den Vereinigten Staaten.
Der Arzneimittelumsatz pro Kopf der Be-
völkerung liegt mit mehr als 700 Dollar
pro Jahr um ein Vielfaches höher als in
den meisten EU-Staaten. Der amerikani-
sche Pharmamarkt macht rund 40 Pro-
zent des weltweiten Umsatzes der Bran-
che aus. Doch wie ist es mit dem Nutzen
der vielen teuren Pillen? In bunten Fern-
sehspots werben die Firmen für so ge-
nannte Life-Style-Präparate. Dabei geht
es nicht so sehr um die Bekämpfung le-
bensbedrohender Krankheiten, sondern
um Leiden, die eine Folge der ungesun-
den Lebensweise sind, wie Bluthoch-
druck und Fettleibigkeit. Das System
war bislang eine Geldmaschine: Mehr als
100 000 Pharmavertretern sind zwischen
New York und San Francisco unterwegs,
um Ärzte von immer neuen Wunderdro-
gen zu überzeugen, die sie dann an ihre
Patienten verschreiben.

Vor allem wegen des Vioxx-Skandals
zeichnet sich jedoch jetzt bei vielen Kon-
sumenten ein Umdenken ab. Die Pharma-
industrie wird gezwungen sein, ihr Ge-
schäftsmodell, das bisher auf dem Grund-
satz basierte „Big is beautiful“ zu über-
denken. Auch der Druck auf die FDA
wird weiter wachsen, noch strengere und
objektivere Prüfungsverfahren einzufüh-
ren.  Andreas Oldag

Von Hans Leyendecker

München – Die Sparkasse Gifhorn-
Wolfsburg verwaltet etwa 411 000 Kon-
ten. In den vergangenen Tagen forderte
ein Kunde, der ehemalige VW-Personal-
manager Klaus-Joachim Gebauer, eine
umfangreiche Aufstellung über alle Zu-
und Abflüsse auf dem Konto Nummer
196501944 an. Gebauer ist eine der
Hauptakteure in der VW-Affäre. Mehr
als ein Jahrzehnt lang organisierte er die
Treffen des Welt- und des Europabe-
triebsrats sowie die Reisen des Betriebs-
ausschusses. 196501944 war das Abrech-
nungskonto, das von VW gespeist wurde.

Gebauer konnte über große Summen
frei verfügen. Manchmal hob er zehntau-
sende Euro bar ab. Er stellte Eigenbelege
aus, wenn auf Reisen Betriebsratsmitglie-
der Etablissements besucht hatten oder
ließ auf VW-Kosten Prostituierte einflie-
gen. Wenn Frauen von Betriebsräten bei
Reisen mit dem Firmenflieger dabei wa-
ren, bot er ihnen „Taschengeld“ an. Die
Ausgaben wurden als „Eigenbelege“ ver-
bucht. Die Revision des Unternehmens
stellte fest, wie berichtet, dass in nur
zwei Jahren Eigenbelege über eine Milli-
on Euro eingereicht wurden. Gebauers
Lebensbeichte zirkuliert in Auszügen in
Wolfsburg . Derzeit wertet er die Konto-
bewegungen aus, um Geldflüsse exakt
nachzeichnen zu können. Auch sitzt der
Manager, der von dem Anwalt und FDP-
Politiker Wolfgang Kubicki vertreten
wird, an der Auswertung von Kreditkar-
tenabrechnungen. VW hat ihm gekün-
digt und beim Arbeitsgericht könnten
die Unterlagen eine Rolle spielen.

Fest steht, dass Personalvorstand Pe-
ter Hartz nach seinem Amtsantritt 1993
dem Betriebsrat ein großzügiges Budget
zur Verfügung stellte, dessen Verwen-
dung nicht geprüft werden sollte. Das sei-
en „Vertrauensspesen“ gewesen, sagt ein
hoher VW-Manager. Der Betriebsrat sei
großzügig unterstützt worden, damit er
„völlig frei“ habe agieren können.

Das Vorgehen von VW ist für Korrupti-
onsexperten ein klassischer Fall von „An-
füttern“. Mit erst kleinen, dann größeren
Aufmerksamkeiten wird jemand abhän-
gig gemacht. Nicht alle Betriebsräte,
aber einige haben mitgemacht. „Wenn
Arbeitnehmervertreter sich vom Unter-
nehmen sogar noch den Bordellbesuch
bezahlen lassen, können sie nicht mehr
unabhängig agieren,“ sagt ein rheini-
scher Korruptionsfahnder.

Die interne Revision bei VW interes-
sierte sich auch für das Konto 196507123
bei der Sparkasse Gifhorn-Wolfsburg. Je-
des Quartal flossen 23 008 Euro auf das
Konto. Das Geld stand einer Brasiliane-
rin namens Adriana B. zur Verfügung,
die der ehemalige Betriebsratschef
Klaus Volkert sehr gut kannte. Die Dame
hatte Aufträge für Werbefilme bekom-
men; wenn sie von Sao Paulo nach
Europa reiste, bevorzugte sie First Class,
und VW zahlte. Bei den Unterlagen, die
der Konzernrevision vorliegen, befindet
sich auch die Abrechnung einer Sprach-
reise der Adriana B. nach London im Ju-
ni 2003 über 1869 Euro, die aus einer der
vielen Kassen des Konzerns für die Vol-
kert-Bekannte gezahlt wurde.

Der Fall VW ist Sittengemälde und
Systembeschreibung zugleich. Peter
Hartz mühte sich vorige Woche, den Kol-
legen zu erklären, dass Gebauer für ihn
eine Prostituierte aus Lissabon nach Pa-
ris hatte einfliegen lassen. Der Besuch
der Dame war durch einen Auszug aus
Gebauers Lebensbeichte in die Bild-Zei-
tung geraten. Er habe Gebauer alle Kos-
ten, einschließlich des Flugs der Dame,
erstattet, beteuerte Hartz. Eigentlich
geht das Liebesleben des Personalvor-
stands niemand etwas an. Aber der Lie-
besflug aus Lissabon wurde nach Fest-
stellungen der VW-Prüfer von Gebauer
über den Konzern abgerechnet. Ob Ge-
bauer in diesem Fall Unterschleif began-
gen hat, lässt sich nicht mehr klären.

VOR 50 JAHREN

Synthetischer Kautschuk
aus eigener Quelle

Von Dagmar Deckstein
und Elisabeth Dostert

Der Jammer ist groß, aber meist nur
hinter vorgehaltener Hand.
„Manchmal habe ich mich schon

bei VW gewundert, warum ein Konkur-
rent den Auftrag erhielt und nicht wir“,
sagt der Chef eines großen deutschen Au-
tozulieferers, der nicht genannt werden
möchte. Immer wieder haben Insider der
Branche das Gefühl, dass sich Abschlüs-
se zwischen Hersteller und Zulieferer an
etwas anderem als an Qualität und Preis
orientieren. Auf den ersten Blick scheint
die Anfälligkeit der Branche für Korrup-
tion systemimmanent. „In Indien und
Osteuropa gehört es zur Tagesordnung,
dass Provinzfürsten und Manager ge-
schmiert werden, um an Aufträge zu kom-
men“, sagt ein Insider der SZ. Auch ver-
einzelte Korruptionsfälle in Deutsch-
land mag er nicht ausschließen.

Zulieferer und Hersteller sind eine
„Schicksalsgemeinschaft. Keiner kommt
ohne den anderen aus, und die Kräfte
werden permanent gemessen“, sagt Ralf
Kalmbach, Partner der Unternehmensbe-
ratung Roland Berger. Korruption sei
nicht die gängige Praxis, „da gelten welt-
weit unter den meist global agierenden
Unternehmen klare Regeln“.

Die wechselseitige Abhängigkeit zwi-
schen Autoherstellern und Lieferanten
sei in den vergangenen Jahren gestiegen,
sagt Christian Kleinhans, Branchenex-
perte beim Berater Mercer Management
Consulting. Die Umsatzrendite der Her-
steller liege weltweit im Schnitt bei zwei
Prozent vor Steuern, die der Zulieferer
bei vier Prozent. Auch die deutschen Zu-

lieferer seien profitabler als die Herstel-
ler. Die verlangen von ihren Lieferanten
Preissenkungen „von jährlich zwei bis
fünf Prozent“. Gleichzeitig sollen die ih-
nen ihre Innovationskraft widmen, sagt
Kleinhans: „An sich ein Widerspruch“.
Kalmbach spricht von Kostensenkungen
um bis zu zehn Prozent: „Viele Hersteller
versuchen, ihren Lieferanten die Preise
zu diktieren, um zu signalisieren, dass je-
der Auftrag einzeln verhandelt wird.“
Nur wenige Anbieter könnten sich dem
Druck widersetzen.

Schlecht geführt und anfällig
Mehr und mehr versuchen die Autoher-

steller ihren Kapitaleinsatz dadurch zu
verringern, dass sie Aufgaben an die Zu-
lieferer übertragen. Im Porsche-Werk
Leipzig liege etwa 90 Prozent der Wert-
schöpfung bereits bei den externen Fir-
men, sagt Kleinhans. Die Hersteller er-
warteten von Lieferanten, dass sie ihnen
auf die Wachstumsmärkte China, Osteu-
ropa, Indien und vielleicht noch Südame-
rika folgen. Für viele der Mittelständler
ist das eine „wahnsinnig große Investiti-
on. Geht die schief, bringt sie das ganze
Unternehmen in Gefahr.“

„Moralisch am anfälligsten sind jene
Zulieferer, die schlecht geführt sind und
einen schweren Stand auf dem Markt ha-
ben", sagt Helmut Becker, Gründer des
Instituts für Wirtschaftsanalyse und
Kommunikation (IWK) in München und
früherer Chefvolkswirt von BMW. Bei
den Herstellern herrschten unterschiedli-
che Gepflogenheiten. BMW beuge mögli-
chen Versuchungen dadurch vor, dass
der Einkaufschef alle drei bis vier Jahre
wechsle. Außerdem zeichneten sich Zu-

lieferer „mit Rückgrat" dadurch aus,
dass sie nicht darauf angewiesen seien, je-
den Auftrag anzunehmen.

Peter Paul Moll leitete bis vor kurzem
die WET Automotive Systems AG in
Odelzhausen, einen Sitzheizungsspezia-
listen. Inzwischen gehört er dem Auf-
sichtsrat an. Nach seinen Erfahrungen
entsprechen direkte Zuwendungen von
Zulieferern an die Einkäufer nicht mehr
dem heutigen Industriestandard. „Sol-
che Bestechungsversuche sind zumin-
dest nicht systemimmanent, weil zu enge
Beziehungen heute mit einem Ge-
schmäckle belegt sind.“ Außerdem seien
im Rahmen des weltweiten Bieterwettbe-
werbes so viele Menschen involviert,
dass Sonderzuwendungen schneller ruch-
bar würden. Das System sei heute nicht
anfälliger, sondern eher robuster gegen-
über Korruption. Von schnellen Wech-
seln bei den Einkaufschefs hält er nicht
viel, weil die den Aufbau vertrauensvol-
ler – und eben nicht korruptionsfördern-
der – Beziehungen zwischen Lieferanten
und Auftraggebern erschwerten.

An einer Konsolidierung kommt die
Zulieferbranche nicht vorbei. „Vor allem
die Mitte gerät zwischen die Backen des
Schraubstocks“, sagt Kalmbach, weil An-
bieter entweder noch nicht groß genug
sind, um die nötigen Kostenvorteile zu er-
wirtschaften, oder noch zu klein, um im
globalen Wettbewerb mitzuhalten. Nach
einer Studie von Mercer Management
wird sich die Zahl der Zulieferer bis zum
Jahr 2015 weltweit von derzeit 5500 auf
2800 verringern. Joas zufolge geraten vor
allem die Hersteller einfacher mechani-
scher Komponenten unter den Druck der
Billiganbieter aus Fernost.

Vioxx und die Folgen
Der Umgang der Amerikaner mit Medikamenten ändert sich
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Ein Streit lähmt
seit Wochen die

Arbeit der
Zulassungsbehörde

FDA.

Betriebsräte
konnten bei
Volkswagen die
großzügigen
„Vertrauenskon-
ten“ des Unter-
nehmens auch
für private Zwe-
cke nutzen. Das
System flog auf
und Personalvor-
stand Peter
Hartz bot seinen
Rücktritt an.
 Foto: vario-press

VW nach Peter Hartz: Konsequenzen der Krise


